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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf eines Schreibens zur Einlagelösung nach § 14 Absatz 4 KStG 
i. d. F. des Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 14. April 2022 den Entwurf 
eines BMF-Schreibens zur Einlagelösung nach § 14 Absatz 4 KStG i. d. F. des 
Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts veröffentlicht. 

Der Entwurf des BMF-Schreibens befasst sich mit den Änderungen der 
Behandlung von Minder- und Mehrabführungen in körperschaftsteuerlichen 
Organschaftsfällen. Die bisherige Bildung steuerlicher Ausgleichsposten wurde 
infolge der Neuregelung des § 14 Absatz 4 des Körperschaftsteuergesetzes 
(KStG) im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des 
Körperschaftsteuerrechts vom 25. Juni 2021 (BStBl. I, Seite 889) durch die 
Einlagelösung ersetzt. 

Der Entwurf wurde an die Verbände versandt, die bis zum 13. Mai 2022 
Gelegenheit zur Stellungnahme haben. 

Der Entwurf nimmt zu folgenden Punkten Stellung: 

I. Zeitliche Anwendung 

II. Behandlung von Minder- und Mehrabführungen 

1. Steuerliche Auswirkungen 

2. Rücklage nach § 34 Absatz 6e KStG 

a. Bildung der Rücklage 

b. Auflösung der Rücklage 

c. Rücklage bei Personengesellschaften als Organträger 

III. Steuerliches Einlagekonto (§ 27 KStG) 

IV. Mittelbare Organschaft 

V. Kettenorganschaft 

Fundstelle 

 

BMF, Schreiben vom 13. April 2022, IV C 2 - S 2770/19/10004 :005. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungsteuer/2022-04-14-Entwurf-BMF-Schreiben-Einlageloesung-KStG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 21. April 2022 

 
 
Grundsteuer, die vertraglich auf den Mieter oder Pächter eines 
Gewerbegrundstücks umgelegt wird, ist nach § 8 Nr. 1 Buchst. e 
GewStG gewerbesteuerrechtlich hinzuzurechnen. 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine kindergeldrechtliche Berücksichtigung wegen 
Berufsausbildung scheidet aus, wenn Ausbildungsmaßnahmen im 
Rahmen des fortbestehenden Ausbildungsverhältnisses wegen 
einer nicht vorübergehenden Erkrankung unterbleiben. In Betracht 
kommt dann eine Berücksichtigung wegen Behinderung (§ 32 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 3 EStG). Eine Krankheit ist nicht vorübergehend, wenn 
mit hoher Wahrscheinlichkeit eine länger als sechs Monate 
dauernde Beeinträchtigung zu erwarten ist.  
 
 
 
Zum Urteil. 
 
 
 
 
 
 
 
Erstattungsberechtigt i.S. von § 37 Abs. 2 Satz 1 AO ist derjenige, 
auf dessen Rechnung und nicht auf dessen Kosten eine Zahlung 
bewirkt worden ist. Es kommt nicht darauf an, von wem und mit 
wessen Mitteln gezahlt worden ist, sondern nur darauf, wessen 
Steuerschuld nach dem Willen des Zahlenden, so wie er im 
Zeitpunkt der Zahlung dem FA gegenüber erkennbar 
hervorgetreten ist, getilgt werden sollte. Dies gilt auch im Fall einer 
vermeintlichen Organschaft. 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil III R 65/19: 
Hinzurechnung der auf 
den Mieter umgelegten 
Grundsteuer 
 
 
 
2. Februar 2022 
 

Urteil III R 43/20: 
Kindergeld für ein 
langfristig erkranktes 
Kind bei 
fortbestehendem 
Ausbildungsverhältnis 
 
 
 
 
15. Dezember 2021 
 

 

 

Urteil VII R 20/18: 
Erstattungsberechtigt 
nach §37 Abs. 2 Satz 1 
AO 
 
 
 
14. Dezember 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210070/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210070/
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Liefert ein Unternehmer mit einer von ihm hergestellten 
Biogasanlage vorsteuerabzugsberechtigt Strom gegen Entgelt, 
während er die mit der Anlage erzeugte Wärme unentgeltlich auf 
andere Personen überträgt, handelt es sich bei der 
Wärmelieferung um eine Zuwendung i.S. von § 3 Abs. 1b Satz 1 
Nr. 3 und Satz 2 UStG. 
 
Zum Urteil 
 
Im Wesentlichen inhaltsgleich: 
V R 46/20 Urteil vom 25. November 2021 
V R 47/20 Urteil vom 25. November 2021 
 
 
 
 
 
 
 
Erhält ein Unternehmen ein Sachdarlehen über festverzinsliche 
Anleihen, die es nach Empfang veräußert und später zwecks 
Rückgabe zurückerwirbt, so sind weder die beim Rückerwerb dem 
Veräußerer zu vergütenden Stückzinsen noch die im Zeitraum 
zwischen der Überlassung der Anleihen und deren Rückgabe an 
den Darlehensgeber aufgelaufenen Stückzinsen als Entgelte für 
Schulden hinzuzurechnen.  
 
 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Zu den Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal i.S. des § 10 
Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG können auch Aufwendungen für eine 
Zweitgrabstätte gehören, wenn die erste Grabstätte nur als 
vorübergehende Ruhestätte des Verstorbenen bestimmt war. Die 
Angemessenheit eines Grabdenkmals richtet sich neben dem 
Umfang des Nachlasses nach der Lebensstellung des Erblassers. 
Entscheidend ist, was nach den in den Kreisen des Erblassers 
herrschenden Auffassungen und Gebräuchen zu einer würdigen 
Bestattung gehört. 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil V R 45/20: 
Unentgeltlichkeit der 
Wärmeabgabe 
 
 
 
25. November 2021 

 

Urteil III R 15/18: Keine 
Hinzurechnung von 
Stückzinsen eines 
Sachdarlehens 
 
 
 
7. Oktober 2021 

 

Urteil II R 8/20: Kosten 
für ein Grabdenkmal als 
Nachlassverbindlichkeit
en 
 
 
 
1. September 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210069/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210069/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250050/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250051/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210066/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210066/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210065/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210065/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  

 
 

Beschluss vom 22. März 2022, VIII B 49/21 
Ablehnung eines Terminverlegungsantrags, der vom FG fehlerhaft als ein 
"in letzter Minute" gestellter Antrag beurteilt wird 
Zum Beschluss 
 
Beschluss vom 23. Februar 2022, II B 26/21 
Persönliche Steuerbefreiung von der Grunderwerbsteuer 
Zum Beschluss 
 
Beschluss vom 13. Januar 2022, X B 82/21 
Altersvorsorgeaufwendungen zu kapitalbildenden Lebensversicherungen 
Zum Beschluss 
 
Urteil vom 18. November 2021, V R 24/20 
Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers als Steuerschuldner 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH-Vorlage: Unionsrechtmäßigkeit der Hinzurechnung von Dividenden 
aus Auslandsbeteiligungen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dem EuGH eine Frage zur Unionsrechtmäßigkeit 
der Hinzurechnung von Dividenden aus Auslandsbeteiligungen nach § 8 Nr. 5 
GewStG im Erhebungszeitraum 2001 zur Entscheidung vorgelegt. 
 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer 
unterliegende Anstalt des öffentlichen Rechts, die ein 
Lebensversicherungsunternehmen betreibt. Im Jahr 2001 (Streitjahr) war die 
Klägerin unter anderem (u.a.) an mehreren ausländischen Kapitalgesellschaften 
mit Beteiligungsquoten von jeweils weniger als 10 % (Streubesitz) unmittelbar 
beteiligt. Von diesen Gesellschaften erhielt sie im Streitjahr Dividenden. 
Mit Antrag vom April 2004 übte die Klägerin das Lebens- und 
Krankenversicherungsunternehmen zustehende sogenannte (sog.) 
Blockwahlrecht nach § 34 Abs. 7 Satz 8 Nr. 2 Satz 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung des sog. Korb II-Gesetzes vom 22. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250045/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250054/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250046/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Dezember 2003 dahin aus, dass § 8b Abs. 8 KStG in der in § 34 Abs. 7 Satz 8 Nr. 
2 Satz 2 KStG n.F. niedergelegten Fassung bereits für die 
Veranlagungszeiträume 2001 bis 2003 gilt. Dies hatte zur Folge, dass 20 % der 
Dividendeneinnahmen aus den Streubesitzbeteiligungen an den ausländischen 
Kapitalgesellschaften gemäß § 8b Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes in der 
für das Streitjahr geltenden Fassung (KStG) bei der Ermittlung des für die 
Körperschaftsteuer maßgeblichen Gewinns nicht zu berücksichtigen waren. In 
Anwendung des § 8 Nr. 5 Satz 1 Gewerbesteuergesetz (GewStG) rechnete das 
Finanzamt diesem Ausgangsbetrag jedoch jene 20 % der der Klägerin 
zugeflossenen Ausschüttungen der ausländischen Kapitalgesellschaften, die bei 
der Ermittlung des körperschaftsteuerrechtlichen Gewinns nach § 8b Abs. 1 KStG 
außer Ansatz zu bleiben hatten, wieder hinzu. 
 
Vorlagefrage des BFH 
Ist Art. 56 Abs. 1 EG (jetzt Art. 63 Abs. 1 AEUV) dahin auszulegen, dass er der 
Vorschrift eines Mitgliedstaats entgegensteht, nach der bei der Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer einer Körperschaft Dividenden, die 
aus Beteiligungen an ausländischen Kapitalgesellschaften in Höhe von weniger 
als 10 % (Streubesitzbeteiligungen) stammen, der Bemessungsgrundlage wieder 
hinzugerechnet werden, wenn und soweit diese Dividenden in einem 
vorangegangenen Ermittlungsschritt von der Bemessungsgrundlage abgezogen 
worden sind, während hinsichtlich solcher Dividenden, die aus 
Streubesitzbeteiligungen an Kapitalgesellschaften mit Sitz in dem betreffenden 
Mitgliedstaat stammen, bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der 
Gewerbesteuer kein Abzug und folglich auch keine (Wieder-)Hinzurechnung der 
Dividenden stattfindet? 
 
Fundstelle 
BFH, EuGH-Vorlage vom 23. November 2021 (I R 5/18), veröffentlicht am 14. 
April 2022. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210061/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
Das Joint Crisis Center von PwC 
Interdisziplinäres Krisenmanagement für Ihr Unternehmen 
 
Welche Auswirkungen kann der Krieg in der Ukraine auf Ihr Unternehmen haben? 
Gemeinsam finden wir die richtigen Antworten auf Ihre drängenden Fragen. Wir 
geben steuerliche und rechtliche Einordnung, zeigen Strategien im Umgang mit 
den neuen Herausforderungen auf und erörtern Handlungsmöglichkeiten. 
 
Hier gelangen Sie zum Joint Crisis Center von PwC 
 
 

Terminplaner 
  
InvestorTax@OneClick 
26.04., Webinar 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc.de/de/joint-crisis-center.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2022 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
 

 

mailto:gabriele.nimmrichter@de.pwc.com
mailto:gunnar.tetzlaff@de.pwc.com
http://www.pwc.com/structure
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